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Zur elektronischen Arztvernetzung im Rahmen der AOK-Facharztverträge nach § 140a SGB V  
gibt es für jeden einzelnen Facharztvertrag einen Vertragsanhang und eine Teilnahmeerklärung „Elektroni- 
sche Arztvernetzung“ zur Anlage 12.  

Im Folgenden soll auf bestimmte Punkte dieser Dokumente eingegangen und zusätzliche Informationen  
gegeben werden. Falls trotzdem Unklarheiten und Fragen bestehen, können Sie sich gerne mit uns in Ver- 
bindung setzen:  

MEDIVERBUND AG  
Vertragsabteilung  
Liebknechtstraße 29, 70565 Stuttgart  
Fax: 0711 – 80 60 79 584  
Email: abrechnung@medi-verbund.de  

Teilnahmeerklärung zur elektronischen Arztvernetzung:  

Für BAG gilt: An der Vernetzung können alle Ärzte teilnehmen, die mit ihrer eigenen LANR eigenständig an  
einem Facharztvertrag teilnehmen.  
Für MVZ gilt: Die Teilnahme an der Vernetzung bezieht sich auf die LANR des ärztlichen Leiters.  
Die MEDI ID finden Sie im Betreff der Schreiben, die Sie regelmäßig von MEDIVERBUND erhalten (z.B.  
Abrechnungsbrief, Schreiben bzgl. Abschlagszahlungen, Empfangsbestätigung der Abrechnungsdaten).  

Die Angabe aller Betriebsstätten einer/s Praxis/BAG/MVZ ist wichtig, da zur Verschlüsselung der Fachan- 
wendungen ein Schlüsselzertifikat für jede BNSR bzw. NBSNR generiert wird. Den/Die dafür notwendigen  
Identifikationscode/s sowie weitere ausführliche Erklärungen zur Verschlüsselung erhalten Sie dann auto- 
matisch mit der schriftlichen Teilnahmebestätigung von MEDIVERBUND.  

Die Empfängergruppe bzw. das Fachgebiet Ihres Facharztvertrags/ Ihrer Facharztverträge werden automa- 
tisch hinterlegt, um gerichtete eArztbriefe zu empfangen. Wenn Sie darüber hinaus eArztbriefe für weitere  
Empfängergruppen / Fachgebiete erhalten möchten, dann kreuzen Sie diese bitte an und schreiben eine  
kurze Begründung.  
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Die Teilnahme an der elektronischen Arztvernetzung ist freiwillig und kann mit einer Frist von 4 Wochen  
zum Kalenderquartalsende schriftlich gekündigt werden.  
Die Teilnahme an der elektronischen Vernetzung wird auf der Vertragsarztsuche unter www.medi-arztsu- 
che.de veröffentlicht.  
Die Fachanwendungen der elektronischen Vernetzung sollen in der Praxis umgesetzt werden und werden  
im Rahmen der quartalsmäßigen Abrechnung der Facharztverträge vergütet. Näheres dazu finden Sie in  
der Vergütungsanlage 12.  

Erläuterung zu den genannten Artikeln der DSGVO:  
•  Die GefIT ist Auftragsverarbeiter für ihre Gesellschafter MEDIVERBUND AG und HÄVG AG im Sinne  

von Art. 28 DSGVO. Es besteht hierzu ein eigener Auftragsverarbeitungsvertrag und damit ist u.a. hin- 
reichend garantiert, dass geeignete technische und organisatorische Maßnahmen durchgeführt werden  
und der Schutz der Rechte der betroffenen Personen gewährleistet ist.  

•  Gem. Art. 6 Abs. 1 lit. b) DSGVO ist die Rechtmäßigkeit der Verarbeitung gegeben, da die Verarbei- 
tung für die Erfüllung eines Vertrags erforderlich ist. Grundlage für die Auftragsverarbeitung sind also  
unsere Facharztverträge nach § 140a SGB V bzw. konkret die in den Facharztverträgen  
enthaltenen Anhänge der Anlage 12 zur Elektronischen Arztvernetzung.  

•  Gem. Art. 13 und 14 DSGVO besteht eine Informationspflicht bei Erhebung von personenbezogenen  
Daten bei der betroffenen Person. In der Teilnahmeerklärung informieren wir Sie, welche Daten (Titel,  
Nachname, Vorname, LANR, BSNR, Empfängergruppe) und warum (zur Umsetzung der Vernetzung in  
den Facharztverträgen) diese erhoben werden. Solange Sie an der elektronischen Arztvernetzung teil- 
nehmen, werden diese Daten gespeichert. Ansonsten wäre eine Teilnahme an der elektronischen  
Arztvernetzung nicht möglich. Sie haben das Recht auf Auskunft sowie auf Berichtigung oder Lö- 
schung oder auf Einschränkung der Verarbeitung oder eines Widerspruchsrechts gegen die Verarbei- 
tung sowie des Rechts auf Datenübertragbarkeit. Ebenso besteht ein Beschwerderecht bei einer Auf- 
sichtsbehörde.  

 


